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Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Vieh- und Fleischgesetzes 


A. Zielsetzung 

Das Änderungsgesetz soll den Rückgang der Lebendvermark- 
tung von Schlachttieren stoppen. Darüber hinaus soll der 
Nachweis rechtswidriger Manipulationen der Schlachtbe- 
triebe bei Abrechnungen gegenüber den Erzeugern erleichtert 
werden. 


B. Lösung 

Um den Rückgang der Lebendvermarktung aufzuhalten, soll 
den Bundesländern die Möglichkeit gegeben werden, Preis- 
meldungen auf einer breiteren Meldebasis als bisher zu er- 
stellen und dadurch die Repräsentativität der Preisangaben 
zu verbessern. Die Bundesländer sollen darüber hinaus statt 
eines aufwendigen Notierungsverfahrens ein einfacheres amt- 
liches Preisermittlungsverfahren wählen können. 

Der Nachweis rechtswidriger Manipulationen soll vor allem 
durch die Verpflichtung der Schlachtbetriebe, die Schlachtkör- 
per zu kennzeichnen und die Abrechnungsunterlagen aufzu- 
bewahren, erleichtert werden. Durch das Änderungsgesetz 
wird die Ermächtigungsgrundlage für eine Durchführungsver- 
ordnung, die Einzelheiten der genannten Verpflichtungen re- 
gelt, ausgeweitet. 


C. Alternativen 


keine 
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D/ Kosten 

Für den Bund oder die Länder entstehen keine Mehrkosten. 
Durch die Verpflichtung der Schlachtbetriebe, die Schlacht- 
tiere zu kennzeichnen und Abrechnungsunterlagen aufzube- 
wahren, werden zusätzliche Kosten in nennenswerter Höhe 
nicht entstehen, da ein großer Teil der Betriebe schon in der 
Vergangenheit freiwillig Schlachttiere gekennzeichnet und 
Abrechnungsunterlagen aufbewahrt hat. 


2 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/1641 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 18. Juni 1984 

14 (411)— 731 04 — Vi 28/84 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Vieh- und Fleischgesetzes mit Begrün- 
dung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten. 

Der Bundesrat hat in seiner 534. Sitzung am 6. April 1984 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus der Anlage 2 er- 
sichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag des Bundesrates zu. 


Kohl 
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Anlage 1 


Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Vieh- und Fleischgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Vieh- und Fleischgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. März 1977 (BGBL I 
S. 477) wird wie folgt geändert: 

1. § 13 erhält folgende Fassung: 

„§ 13 

Amtliche Notierung von Schlachtviehpreisen auf 
Großmärkten 

(1) Auf Großmärkten sind die beim Verkauf 
von Schlachtvieh erzielten Preise nach Handels- 
klassen zu notieren. Diese Notierung erfolgt an- 
hand der Marktschlußscheine des Gesamtauf- 
triebes durch eine Notierungskommission, deren 
Zusammensetzung und Leitung die obersten 
Landesbehörden regeln. 

(2) Die Landesregierungen können durch 
Rechtsverordnung bestimmen, daß für be- 
stimmte Gebiete die auf verschiedenen Groß- 
märkten festgestellten Preise zu einer Notie- 
rung zusammengefaßt werden. 

(3) Das Ergebnis der Notierung ist als „Amtli- 
che Preisnotierung“ des Schlachtviehgroßmark- 
tes oder der Schlachtviehgroßmärkte festzuhal- 
ten und umgehend zu veröffentlichen. 

(4) Die Landesregierungen können durch 
Rechtsverordnung bestimmen, daß abweichend 
von den Absätzen 1 bis 3 die Preise von den nach 
Landesrecht zuständigen Behörden festgestellt 
und das Ergebnis als „Amtliche Preisfeststel- 
lung“ des Schlachtviehgroßmarktes oder der 
Schlachtviehgroßmärkte umgehend veröffent- 
licht wird. 

(5) Der Bundesminister kann durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
nähere Bestimmungen über die Handelsklassen 
für Schlachtvieh und über das Verfahren der 
Einreihung in die Handelsklassen und der No- 
tierung der Preise für Schlachtvieh erlassen.“ 

2. §14b Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b erhält folgende 
Fassung: 

„b) der Handelsklasse für Schlachtvieh (§ 13 
Abs. 5) in den übrigen Fällen ,“. 

3. § 14 d erhält folgende Fassung: 

„§ 14 d 

Übertragung von Ermächtigungen 

Die Ermächtigungen nach § 13 Abs. 2 und 4, 
§ 14 Abs. 2, § 14 a Abs. 4 und § 14 b Abs. 3 können 


von den Landesregierungen durch Rechtsver- 
ordnung auf die obersten Landesbehörden über- 
tragen werden.“ 

4. § 14 e erhält folgende Fassung: 

„§ 14 e 

Abrechnung für außerhalb von Märkten 
gehandeltes Schlachtvieh 

(1) Die Inhaber von Schlachtbetrieben, die 
nicht ausschließlich nach Lebendgewicht ab- 
rechnen, haben in der Abrechnung anzugeben 

1. das Schlachtgewicht und den Preis je kg 
Schlachtgewicht frei Schlachtstätte, falls sie 
unter Berücksichtigung des Schlachtgewich- 
tes abrechnen, 

2. Das Lebendgewicht und den Preis, falls sie 
unter Berücksichtigung des Lebendgewich- 
tes ab rechnen. 

(2) Die Inhaber der übrigen Betriebe, die 
Schlachtvieh übernehmen, haben in der Abrech- 
nung das Schlachtgewicht und den Preis je kg 
Schlachtgewicht frei Schlachtstätte anzugeben, 
soweit sie das Schlachtvieh unter Berücksichti- 
gung des Schlachtgewichtes abrechnen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nur für 
Schlachtvieh, das ohne Berührung eines 
Schlachtviehgroßmarktes oder Schlachtvieh- 
marktes gehandelt wird. 

(4) Der Bundesminister kann zur Förderung 
der Marktübersicht durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates nähere Vor- 
schriften erlassen über 

1. die Kennzeichnung der Schlachtkörper zu 
dem Zweck, die Nämlichkeit der Schlachtkör- 
per zu sichern, 

2. die Ermittlung des Schlachtgewichts und die 
Errechnung des in Absatz 1 Nr; 1 und Ab- 
satz 2 bezeichneten Preises, 

3. Form und Inhalt der in Absatz 1 Nr. 1 und 
Absatz 2 genannten Abrechnung; dabei kann 
insbesondere vorgeschrieben werden, wie die 
bis zur Schl acht stätte anfallenden Kosten zu 
berechnen und in der Abrechnung auszuwei- 
sen sind, 

4. die Aufbewahrung der Abrechnungsunterla- 
gen einschließlich der Wiegeunterlagen.“ 

5. § 23 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 8 werden die Worte „oder § 13 
Abs. 3“ durch die Worte ,„§ 13 Abs. 5 oder 
§ 14 e Abs. 4 Nr. 1, 3 oder 4“ ersetzt. 
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b) Nummer 11 erhält folgende Fassung: 

„11. entgegen § 14e Abs. 1 Nr. 1 oder Abs. 2, 
jeweils auch in Verbindung mit einer 
Rechtsverordnung nach Absatz 4 Nr. 2 
oder entgegen § 14 e Abs. 1 Nr. 2 das Ge- 
wicht oder den Preis in der Abrechnung 
nicht, nicht richtig oder nicht vollständig 
angibt.“ 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgsetzes auch im Land Ber- 
lin. Rechtsverordnungen, die auf Grund des Vieh- 
und Fleischgesetzes erlassen werden, gelten im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungsge- 
setzes. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des zweiten 
auf die Verkündung folgenden Kalendermonats in 
Kraft. 
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Begründung 


Allgemeiner Teil 

Insbesondere technologische Entwicklungen im 
Kühltransportwesen und in den Schlachtbetrieben 
haben den Schwerpunkt der Vieh- und Fleischver- 
marktung seit Erlaß des Vieh- und Fleischgesetzes 
im Jahre 1951 in erheblichem Umfang von der Le- 
bendvermarktung auf Lebendvieh-(Groß-)Märkten 
auf die Geschlachtetvermarktung über Versand- 
schlachtereien verlagert. Parallel zu dieser Ent- 
wicklung verringerte sich die Zahl der Schlachtbe 1 
triebe in den Verbrauchszentren und nahm die An- 
zahl vor allem der Versandschlachtereien in den 
Haupterzeugungsgebieten zu. 

Im Zuge dieser Entwicklung wurde das Vieh- und 
Fleischgesetz mehrfach geändert, um den Zweck 
des Gesetzes, die Markttransparenz beim Vieh- und 
Fleischabsatz zu sichern und zu verbessern, auch 
unter gewandelten Vermarktungsbedingungen zu 
erreichen. So wurde im Jahre 1969 die Grundlage 
für die Verpflichtung der Schlachtbetriebe geschaf- 
fen, Preise für Schlachtvieh zu melden (4. Durch- 
führungsverordnung). Diese Preise auf der Grund- 
lage der 4. DVO stellen inzwischen die wichtigste 
Orientierungshilfe für die Erzeuger bei der 
Schlachtviehveräußerung dar. 1975 wurde eine 
Rechtsgrundlage für Vorschriften zur Vereinheitli- 
chung der Abrechnungsform zwischen Schlachtbe- 
trieben und Zulieferern in das Vieh- und Fleischge- 
setz aufgenommen, um dem Empfänger der Ab- 
rechnung den Vergleich des im Einzelfall erzielten 
Preises mit dem 4. DVO-Preis zu erleichtern. 

Das Vieh- und Fleischgesetz hat sich inzwischen 
erneut als änderungsbedürftig erwiesen. 

Die Auftriebszahlen an Schlachtviehmärkten sind 
in einigen Gebieten der Bundesrepublik Deutsch- 
land derart zurückgegangen, daß Preismeldungen 
auf dieser Basis kaum noch als repräsentativ ange- 
sehen werden können. Die Möglichkeit zur Ver- 
marktung von Schlachtvieh über Lebend vieh- 
märkte ist im Interesse eines funktionsfähigen 
Wettbewerbs auch der verschiedenen Vermark- 
tungswege untereinander aber unverzichtbar. Vor 
allem in Süddeutschland stellen die Preisnotierun- 
gen auf Lebendviehmärkten zudem nach wie vor 
eine entscheidende Orientierungshilfe bei der Rin- 
dervermarktung dar. 

Mit der Änderung des § 13 des Vieh- und Fleischge- 
setzes wird den Ländern deshalb die Möglichkeit 
eröffnet, die Repräsentativität der auf Lebendvieh- 
märkten ermittelten Preise durch Zusammenfas- 
sung mehrerer Märkte eines Gebietes zu erhöhen. 
Die Länder erhalten darüber hinaus die Möglich- 
keit, statt einer Preisnotierung durch Notierungs- 
kommissionen ein Verfahren der amtlichen Preis- 
feststellung zu wählen, da Preisnotierungen höhere 


Kosten verursachen als amtliche Preisfeststellun- 
gen. 

Die Ermächtigungsgrundlage des § 14 e für Abrech- 
nungsvorschriften wird außerdem so erweitert, daß 
die Schlachtbetriebe durch Rechtsverordnung ver- 
pflichtet werden können, die Schlachtkörper zu 
kennzeichnen und Abrechnungsunterlagen aufzu- 
bewahren. Hierdurch wird sichergestellt, daß Ab- 
weichungen der Schlachtbetriebe von rechtsver- 
bindlichen Abrechnungsvorschriften der 6. DVO 
leichter festgestellt werden können und damit er- 
heblich eingeschränkt werden. 


Zu den Vorschriften im einzelnen 
§ 13 Abs. 1 

wie bisher 


§ 13 Abs. 2 

Die Neuregelung erlaubt eine rechnerische Zusam- 
menfassung der Notierungen auf verschiedenen 
Großmärkten. Falls von der in §15 Vieh- und 
Fleischgesetz enthaltenen Möglichkeit Gebrauch 
gemacht wird, die dort genannten Vorschriften auf 
Schlachtviehmärkte anzuwenden, können einheitli- 
che Preise für größere Gebiete als bisher, die auch 
mehrere Lebendviehmärkte umfassen, veröffent- 
licht werden. Bei der Zusammenfassung mehrerer 
Marktnotierungen sind die zu erfassenden Gebiete 
nach ökonomischen Marktabgrenzungsgesichts- 
punkten zu bestimmen. 


§13 Abs. 3 . fc 

Nach Absatz 3 muß aus der veröffentlichten Mel- 
dung ersichtlich sein, ob sie sich auf einen Groß- 
markt oder mehrere zusammengefaßte Märkte be- 
zieht; im letzteren Fall ist anzugeben, welche 
Märkte im einzelnen in die Notierung einbezogen 
worden sind. 


§ 13 Abs. 4 

Absatz 4 eröffnet den Bundesländern die Möglich- 
keit, statt der bisher vorgeschriebenen Preisnotie- 
rung ein amtliches Preisfeststellungsverfahren zu 
wählen. Die Preisnotierung unter Einschaltung ei- 
ner Notierungskommission stellt ein zeit- und ko- 
stenaufwendigeres Preisermittlungsverfahren dar. 
Die amtliche Preisfeststellung ohne zwingend vor- 
geschriebene Einschaltung einer Notierungskom- 
mission hat sich für die Zwecke der 4. DVO als 
geeignetes Instrument erwiesen. Für die Schlacht- 
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viehvermarktung über Lebendviehmärkte ist daher 
auch deshalb ein vergleichbares Verfahren zuzulas- 
sen, um die verschiedenen Vermarktungswege 
nicht mit ungerechtfertigt unterschiedlichen Ko- 
sten zu belasten. 


§ 13 Abs. 5 

Die Ermächtigungsgrundlage für eine Durchfüh- 
rungsverordnung wurde nicht geändert. Die auf die- 
ser Vorschrift beruhende 2. Durchführungsverord- 
nung regelt u. a. Einzelheiten des Preisnotierungs- 
verfahrens. Diese Rechtsverordnung ist um Vor- 
schriften für eine amtliche Preisfeststellung zu er- 
gänzen, da die Bundesländer nun nach Maßgabe 
des Absatzes 4 zwischen einem Notierungs- und ei- 
nem Preisfeststellungsverfahren wählen können. 


§ 14 b Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b und § 14 d 

Folgeänderungen 

§ 14e 

Diese Vorschrift regelt den Mindestumfang einer 
Schlachtviehabrechnung zwischen Schlacht- bzw. 
Erfassungsbetrieb und Erzeuger. Sie enthält dane- 
ben die Ermächtigung des Bundesministers, mit Zu- 
stimmung des Bundesrates Einzelheiten durch 
Rechtsverordnung zu regeln. 

§ 14 e Abs. 1 

Absatz 1 bestimmt, welche Schlachtbetriebe Ab- 
rechnungen in der vorgeschriebenen Form zu er- 
stellen haben. Ausgenommen sind nur die Schlacht- 
betriebe, die ausschließlich nach Lebendgewicht ab- 
rechnen. Hierdurch wird sichergestellt, daß typi- 
sche Betriebe des Metzgerhandwerks, die Schlacht- 
tiere nach Lebendgewicht einkaufen, von den Ab- 
rechnungsvorschriften freigestellt sind. Alle übri- 
gen Schlachtbetriebe, die demnach entweder aus- 
schließlich nach Schlachtgewicht und Schlachtwert 
oder sowohl nach Schlachtgewicht bzw. Schlacht- 
wert als auch nach Lebendgewicht abrechnen, fal- 
len in den Anwendungsbereich des § 14 e Abs. 1. 
Diese Betriebe haben das Schlachtgewicht und den 
Preis je kg Schlachtgewicht frei Schlachtstätte an- 
zugeben, falls sie unter Berücksichtigung des 
Schlachtgewichtes abrechnen. Sofern sie nach Le- 
bendgewicht abrechnen, ist das Lebendgewicht und 
der Preis anzugeben. 

§ 14 e Abs. 2 

Absatz 2 regelt die Abrechnungspflichten vor allem 
der sogenannten Erfassungsbetriebe. Diese Be- 
triebe fallen grundsätzlich auch dann in den An- 
wendungsbereich des § 14 e, wenn sie sowohl nach 
Lebendgewicht als auch nach Schlachtgewicht ab- 
rechnen. Abrechnungen in der durch § 14 e vorge- 
schriebenen Form haben sie jedoch nur für 


Schlachtvieh zu erstellen, das sie nach Schlachtge- 
wicht abrechnen. 


§ 14e Abs. 3 

Die Bestimmung wurde inhaltlich unverändert aus 
§14e Abs. 1 in der bisherigen Fassung übernom- 
men. 


§ 14 e Abs. 4 

Die Ermächtigungsgrundlage zum Erlaß einer 
Rechtsverordnung über Schlachtviehabrechnungen 
wurde um die Nummern 1 und 4 erweitert, Num- 
mer 2 wurde ergänzt. 

Gemäß Nummer 1 können Kennzeichnungsvor- 
schriften zur Sicherung der Nämlichkeit der 
Schlachtkörper in die Durchführungsverordnung 
aufgenommen werden. Die Kennzeichnung der 
Schlachtkörper schafft die Grundlage für eine wirk- 
same Überwachung der Schnittführung, Gewichts- 
feststellung, Handelsklasseneinreihung und der Ab- 
rechnung gegenüber dem Erzeuger durch die Über- 
wachungskräfte der Länder. Anhand der Kenn- 
zeichnung kann dem Schlachtkörper bis zur späte- 
ren Zerlegung jederzeit die für ihn erstellte Abrech- 
nung zugeordnet werden. Der Nachweis unzulässi- 
ger Schnittführungen, Fehleinstufungen bei der 
Handelsklasseneinteilung oder späterer unberech- 
tigter Änderungen der Einreihung und Kennzeich- 
nung mit der Handelsklasse wird hierdurch erheb- 
lich erleichtert. 

Dem gleichen Zweck dient die in Nummer 4 ge- 
schaffene Rechtsgrundlage für die Verpflichtung 
zur Aufbewahrung der Abrechnungs- und Wiegeun- 
terlagen. 

Die Ergänzung in Nummer 2 stellt sicher, daß Vor- 
schriften für die Ermittlung des Preises frei 
Schlachtstätte nur für Abrechnungen erlassen wer- 
den dürfen, die sich auf das Schlachtgewicht bzw. 
den Schlachtwert des übernommenen Viehs bezie- 
hen. 


§ 23 Abs. 1 Nr. 8 und 11 

Die Bußgeldvorschriften werden den geänderten 
Regelungen angepaßt. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und Preisniveau 

Durch die Änderung der Vorschriften für die Ver- 
marktung von Schlachtvieh über Lebendvieh- 
märkte sind wesentliche Änderungen der Einzel- 
preise, des Preisniveaus oder des Verbraucherpreis- 
niveaus nicht zu erwarten. Die durch eine Ände- 
rung des § 14 e erweiterten Pflichten der Schlacht- 
betriebe können zu einer geringfügigen Mehrbela- 
stung dieser Betriebe führen. Es ist nicht zu erwar- 
ten, daß diese Mehrbelastung eine fühlbare Preis- 
anhebung zur Folge haben wird, da sie im Verhält- 
nis zu den Umsätzen der Betriebe von untergeord- 
neter Bedeutung ist. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Artikel 1 Nr. 5 Buchstabe a (§ 23 Abs. 1 Nr. 8) 

In Artikel 1 Nr. 5 ist Buchstabe a wie folgt zu fas- 
sen: 

,a) Nummer 8 erhält folgende Fassung: 

„8. einer Rechtsverordnung nach § 9 Abs. 1, § 13 
Abs. 5 oder § 14 e Abs. 4 Nr. 1, 3 oder 4 zuwi- 
derhandelt, soweit sie für einen bestimmten 


Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift ver- 
weist,“.* 

Begründung 

Die aufgrund des Vieh- und Fleischgesetzes erge- 
henden vollziehbaren Verfügungen können im 
Wege des Verwaltungszwangs durchgesetzt werden. 
Einer Bußgeldbewehrung bedarf es nicht. 
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